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VORWORT

Herzlich willkommen zu den Baustellen der Nation!

Einige werden uns schon kennen, viele sicher noch nicht. Seit 
2016 veröff entlichen wir den wöchentlichen Politik-Podcast 
»Lage der Nation«, in dem wir die politischen Ereignisse hierzu-
lande und in der Welt zusammentragen, erklären und einordnen. 
Wir versuchen dabei, nicht nur Probleme auszubreiten, sondern 
auch Lösungen zu skizzieren. Kritisch und unabhängig, aber 
stets konstruktiv. In den sieben Jahren, die wir inzwischen ge-
meinsam podcasten, sind wir auf einige Th emen gestoßen, denen 
wir gern mehr Raum geben würden. Problemfelder, auf denen 
beispielhaft  Missstände zu besichtigen sind, die die Republik in 
fast allen gesellschaft lichen Bereichen bremsen und die daher 
weit über die Th emen in diesem Buch hinausweisen. Auf diese 
Weise haben wir acht Baustellen unseres Landes zusammenge-
tragen, die wir euch in  diesem Buch ausführlich und verständlich 
darstellen möchten – verbunden mit konstruktiven Vorschlägen, 
die uns als Gesellschaft  weiterbringen können.

Die Baustellen in diesem Buch sind nicht die einzigen in 
Deutschland, für viele vielleicht nicht mal die wichtigsten. 
Jedem und jeder von euch werden andere Probleme einfallen, 
die mehr öff entliche Aufmerksamkeit gebrauchen könnten, etwa 
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der Wohnungsmangel, die immer noch nicht erreichte Gleich-
stellung von Männern und Frauen, die marode Bundeswehr, der 
Pfl egenotstand, Kinderarmut, der Weg zu einer klimaneutralen 
Wirtschaft , um nur einige zu nennen.

Unsere Liste möglicher Baustellen war lang. Wir haben uns 
gefragt: Welche dieser Probleme betreff en unmittelbar beson-
ders viele Menschen? Zu welchen haben wir einen persönlichen 
Bezug? Welche Fragen wollten wir uns immer schon mal ge-
nauer ansehen? Wo könnten wir etwas analysieren und erklären, 
was vielleicht noch nicht so bekannt ist? Und vor allem: Wo 
kann die Politik, wo können also die Menschen, die wir demo-
kratisch wählen, die Weichen richtig stellen, damit es endlich 
vorangeht? So haben wir unsere acht Baustellen der Nation he-
rausdestilliert.

Uns ist bewusst, dass wir die Welt aus einer sehr privilegierten 
Position beobachten. Wir sind weiße, heterosexuelle Cis-Män-
ner jenseits der 40. Wir sind in westdeutsche Mittelschichts-
familien geboren worden, alle Bildungswege standen uns off en. 
Heute können wir uns ein weitgehend unbeschwertes Leben in 
Berlin leisten. Wir werden nicht diskriminiert, angespuckt, be-
leidigt, als Fremde behandelt, ausgebeutet oder ausgeblendet. 
Wir müssen nicht darüber nachdenken, ob unsere Hautfarben 
oder Namen verhindern, dass wir Jobs und Wohnungen fi nden. 
Diese Privilegien von Angehörigen einer gesellschaft lichen 
Mehrheit defi nieren unseren Blick auf die Gesellschaft  und be-
einfl ussen maßgeblich, wo wir Baustellen sehen und welche das 
sind. Ein paar Gedanken dazu, was wir gegen solche Ungleich-
heiten tun können, fi ndet ihr im Nachwort.

Für uns ist Deutschland im Kern ein attraktives und funktio-
nierendes Land. Das Wetter ist die meiste Zeit des Jahres sehr 
angenehm – zumindest noch. Die Demokratie ist im Grundsatz 
gefestigt, demokratische Parteien bekommen zumindest bun-
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desweit stabil 80 Prozent der Stimmen. Die Medien sind frei, 
und der Rechtsstaat funktioniert meistens gut. Kostenlose Schu-
len und Universitäten sind für uns so selbstverständlich wie ein 
bezahlbares Gesundheitswesen und demokratische Freiheiten, 
die sich in wenigen Ländern der Welt fi nden.

Doch dieser Zustand ist nicht naturgegeben. Gesellschaft , 
Staat und Demokratie allgemein sind dauernd in Bewegung, 
weil sie von Menschen gemacht und getragen werden. Diese 
 Dynamik erlaubt erstaunliche Freiheiten, Fortschritte und Fle-
xibilität. Sie verlangt aber auch Wachsamkeit und Engagement, 
wenn es in bestimmten Bereichen wieder bergab geht. Und das 
geschieht auch in Deutschland – langsam meist, doch leider 
 stetig. Die Bundespolitik der letzten zwanzig Jahre hat an vielen 
Stellen ihren Job nicht gut gemacht, und zwar parteiübergrei-
fend. So hat sich in unserem Land eine Vielzahl von Baustellen 
angesammelt, auf denen es nicht schnell und zielstrebig genug 
vorangeht oder Dinge von Anfang an völlig falsch zusammen-
geschraubt wurden. Denken wir an den Ausbau der erneuer-
baren Energien, die Digitalisierung der Verwaltung oder die 
wohl größte Infrastruktur-Baustelle, die Deutsche Bahn: Deren 
Gebäude und Gleise müssen nach aktuellen Schätzungen für 
mindestens 85 Milliarden Euro saniert werden. Für die Alters-
vorsorge und das Schulsystem brauchen wir womöglich gleich 
einen ganz neuen Bauplan.

Auf den meisten Baustellen, die wir in diesem Buch beschrei-
ben, hat sich die aktuelle Ampel-Regierung einiges vorgenom-
men. Zum Erscheinen dieses Buches ist die Hälft e der Legis-
laturperiode rum. Bei einigen Projekten ist die rot-gelb-grüne 
Regierung deutlich vorangekommen, bei anderen passiert da-
gegen wenig. Wir möchten mit diesem Buch auf Wunden hin-
weisen, die dringend versorgt werden müssen. Wir wollen aber 
auch zeigen: Ein besseres Land ist möglich. Und oft  wären die 
notwendigen Schritte gar nicht so groß.
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Viele unserer Baustellen sind entstanden, weil Regierungen 
sie ignoriert haben oder Probleme erst angingen, als der Karren 
schon tief im Dreck steckte. Bräsigkeit, Phlegma und Selbstzu-
friedenheit haben dazu beigetragen, dass Deutschland in vielen 
Bereichen international zurückgefallen ist. Digitalisierung, 
Energiewende, Infrastrukturinvestitionen, das Rentensystem 
und die Modernisierung des Föderalismus – diese historischen 
Aufgaben verlangen nach Politiker:innen, die nicht nur auf 
kurzfristige Vorteile schielen, sondern Menschen erklären, 
warum sich Ausgaben, vorübergehende Härten oder Verzicht 
auf lange Sicht lohnen – selbst wenn sie damit das Risiko ein-
gehen, die nächsten Wahlen zu verlieren. Wir brauchen Men-
schen an den entscheidenden Stellen dieses Landes, die es schaf-
fen, Mehrheiten vom Wert langfristiger Politik zu überzeugen.

Dafür braucht es ein neues Verständnis staatlichen Handelns. 
Es gehört zum Grundkonsens der sozialen Marktwirtschaft , dass 
der Staat einen Rahmen setzt, in dem Bürger:innen und Unter-
nehmen ihre Kräft e zum Wohlstand aller entfalten können. 
Doch dieser Rahmen muss neu justiert werden. Um dem Han-
deln von Menschen und Unternehmen eine neue Richtung zu 
geben, muss der Staat eine aktivere Rolle übernehmen als bisher.

Nach dem Zweiten Weltkrieg hat es die westdeutsche Demo-
kratie geschafft  , die Marktwirtschaft  durch eine soziale Dimen-
sion zu erweitern. Unternehmerische Freiheit wurde  beschränkt, 
um Mitbestimmung und sozialen Ausgleich zu organisieren. 
Das war das zentrale Erfolgsgeheimnis Westdeutschlands nach 
dem Zweiten Weltkrieg: Ohne sozialen Ausgleich wäre das Wirt-
schaft swunder undenkbar gewesen. Dieses soziale Staatsver-
ständnis ist zwar nie offi  ziell aufgegeben worden, wird in der 
Praxis seit den 1990er-Jahren jedoch immer weniger gelebt. In 
der Folge ist die soziale Ungleichheit in Deutschland dramatisch 
gewachsen – mit weitreichenden Folgen, wie wir im Kapitel zur 
Vermögensverteilung zeigen. Hier braucht es klare Regeln, 
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damit wieder möglichst alle Menschen am Reichtum unseres 
Landes teilhaben können. Gefordert ist dabei kein dirigistischer 
Zentralstaat, sondern ein Mindestmaß an Führung durch den 
Bund. Denn wenn der Bund die Zügel schleifen lässt, fahren 
gesellschaft lich unverzichtbare Einrichtungen vor die Wand. Die 
Deutsche Bahn etwa gehört dem Staat und soll Rückgrat der 
Verkehrswende sein, verfolgt jedoch alle möglichen Ziele – nur 
viel zu selten jene, die der Bund vorgibt. Und die Verwaltung 
fußt immer noch auf Fax und DIN A4, weil der Bund seit Jahren 
zu wenig fundierte Vorgaben macht, nach welchen Regeln die 
Digitalisierung abzulaufen hat.

Beim Ausbau der Windkraft  ist diese neue Rolle des Staates 
zu erahnen. Dort wird aber auch deutlich: Lange verschlafener 
und nun forcierter Wandel ist mit Härten verbunden und bringt 
in kurzer Zeit mehr Veränderung, als viele bisher erlebt haben. 
Daher muss staatliches Handeln stets demokratisch legitimiert 
sein. Das wiederum klappt nur, wenn klar ist, wer wofür Ver-
antwortung trägt. Nur so können Menschen entscheiden, ob sie 
den bisherigen Weg weitergehen wollen oder lieber eine andere 
Partei wählen. Deswegen muss das Zusammenspiel von Bund 
und Ländern neu geregelt werden. Der real existierende Föde-
ralismus führt nicht nur zu ineff ektiven Kompromissen und 
Einigungen auf den kleinsten gemeinsamen Nenner. Die heute 
gelebte Zusammenarbeit zwischen Bund und Ländern bewirkt 
auch, dass oft  nicht mehr zu erkennen ist, wer für was verant-
wortlich ist. Denn wenn Bundestag, Bundesrat, Bundestags-
mehrheit und -opposition de facto gemeinsam entscheiden, sind 
alle verantwortlich. Das verwischt jedoch die politische Verant-
wortung und ist Gift  für eine Demokratie, weil Wähler:innen 
das Gefühl haben, es spiele eh keine Rolle, wem sie ihre Stimme 
geben.

Wir haben dieses Buch nicht allein geschrieben. Ohne die 
Hilfe von Maria Barankow, Maren Fußwinkel, Elisabeth Ruge 
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und Susann Sitzler, die auf der Grundlage unserer Recherchen 
erste Textentwürfe verfasst hat, sowie Christoph Steskal würdet 
ihr die Baustellen nicht in der Hand halten. Vielen Dank an das 
Team! Außerdem haben viele Menschen wichtige Hinweise zu 
einzelnen Aspekten des Buchs gegeben. Nicht alle wollen ge-
nannt werden. Stellvertretend möchten wir uns bedanken bei 
Florian von Alemann, Stefan Bach, Th omas Banning, Christian 
Füller, Felix Gaydoff , Armin Himmelrath, Julia Jirmann, Adrian 
Meier, Niklas Prenzel, Anne Syré, Hermann-Josef Tenhagen Ve-
ronika Völlinger, Horst Weishaupt, Jan-Martin Wiarda, Paulina 
Wiesel und Anne Will. Nicht zuletzt danken wir Stephan Anpa-
lagan und Selmin Hava Çalışkan für ihre wertvollen Hinweise 
zu unseren Schlussgedanken.

Natürlich gehen alle Fehler, die sich im Buch verstecken, auf 
unsere Kappe. Solltet ihr welche fi nden, lasst es uns wissen: 
lage.link/buch-feedback.

Und wenn ihr mehr von uns hören möchtet: Unseren wö-
chentlichen Podcast fi ndet ihr unter lagedernation.org – oder 
wo immer ihr Podcasts hört.

Viel Freude beim Lesen wünschen euch
Philip Banse und Ulf Buermeyer
Berlin, im August 2023
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DAS LAND 
DER BRÖSELNDEN 

BRÜCKEN

Warum es der Politik so schwer 
fällt, für gute Infrastruktur zu 
 sorgen, und wie es dennoch 

gelingen könnte

Seit 1968 spannte sich die Brücke der A45 über ein Tal bei 
 Lüdenscheid in Nordrhein-Westfalen. Ein 453  Meter langes 
 Asphaltband überbrückte auf zehn Stelzen das Flüsschen Rah-
mede. Die Rahmede-Talbrücke verband bis vor Kurzem die 
Wirtschaft sregionen Dortmund und Frankfurt am Main. Mit 
rund 64 000 Fahrzeugen täglich war die Brücke eine Haupt-
schlagader des Straßenverkehrs im Westen der Republik – bis 
im Dezember 2021 bei einer Kontrolle irreparable Verformun-
gen am Tragwerk gefunden wurden. Die Brücke wurde sofort 
gesperrt, die Autobahn ist seither an dieser Stelle unterbrochen, 
der Verkehr wird über eine völlig überlastete Umleitung geführt. 
Die Folge: Stauchaos, stockender Lieferverkehr, Fachkräft e-
abwanderung, Umsatzeinbußen.1 Am Mittag des 7. Mai 2023 
musste die völlig marode Brücke gesprengt werden. An den 
Hängen versammelten sich Hunderte Zuschauer:innen, Foto-
graf:innen und Kameraleute; im Livestream sahen Tausende zu, 
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wie die Autobahnbrücke in einer gigantischen Staubwolke ver-
schwand.

So viel Aufmerksamkeit bekommt die Infrastruktur in 
Deutschland selten – und das hat fatale Folgen. Brücken, Stra-
ßen, Schienen und Datennetze wurden in den letzten Jahrzehn-
ten vernachlässigt. Der wissenschaft liche Beirat des Wirtschaft s-
ministeriums warnt in einer ernüchternden Analyse, dass in 
»Deutschland […] schon seit vielen Jahrzehnten deutlich zu 
wenig in die öff entliche Infrastruktur investiert« werde.2 Ob 
Schwimmbäder, Wasserstraßen, Stromtrassen oder öff entliche 
Gebäude wie Schulen und Universitäten – es dominiert der Ver-
fall. »Wir leben von der Substanz«, warnt die Ökonomin Monika 
Schnitzer.3 Die Volkswirtschaft ler:innen Sebastian Dullien und 
Katja Rietzler kommen zu dem Schluss, dass etwa seit der Jahr-
tausendwende »in Deutschland massiv zu wenig in den öff ent-
lichen Kapitalstock investiert« wurde.4

Der öff entliche Kapitalstock meint den Wert all dessen, was 
der Staat an für die Volkswirtschaft  Nützlichem besitzt, also 
über Investitionen angesammelt hat – von der Schule über Brü-
cken bis hin zu Schienen, Bahnhöfen und Wohnungen. Um zu 
beurteilen, ob ein Staat genug investiert, wäre es hilfreich, den 
Kapitalstock zu messen.

Diesen Wert zu ermitteln ist aber nicht leicht. Zum einen feh-
len dazu in Deutschland wichtige Daten, zum anderen ist um-
stritten, wie die Messung vorgenommen werden soll. Die einen 
fordern, den Wert einer Bahnschiene mit dem Anschaff ungs-
preis zu verbuchen,5 was jedoch verschleiert, dass ein Gleis 
volkswirtschaft lich an Wert verliert, wenn es altert. Andere for-
dern daher, die Werte im Staatsbesitz netto zu verbuchen, also 
vom Neuwert einen Teil abzuziehen, um die Abnutzung und 
damit den Wertverlust für die Allgemeinheit widerzuspiegeln. 
Dieser Wertverlust ist aber seinerseits schwer zu beziff ern. Auch 
wenn Expert:innen streiten, wie verrottet die Infrastruktur in 



17

unserem Land nun genau ist – alle sind sich einig, dass etwas 
getan werden muss. Dringend.

Während Regierungen bei Investitionen und Sanierungen 
sparten, um Schulden in Euro und Cent abzubauen und neue 
Euro-Schulden mithilfe der (noch zu erläuternden) Schulden-
bremse auf ein Minimum zu begrenzen, häuft en sie un bemerkt 
neue Schulden an, die durch Sparrunden nicht zu beheben sind, 
nämlich gigantische Infrastrukturschulden. Auch die lassen sich 
mit einem Preisschild versehen: mindestens 457  Milliarden 
Euro – rund ein kompletter Bundeshaushalt. So viel müssten wir 
in den nächsten zehn Jahren investieren, schätzten bereits 2020 
das gewerkschaft snahe Institut für Ma kroökonomie und Kon-
junkturforschung (IMK) und das eher wirtschaft sliberale Insti-
tut der Deutschen Wirtschaft  (IW).6

Was ist Infrastruktur?

Das Wort Infrastruktur beschreibt laut Duden den notwendigen 
wirtschaft lichen und organisatorischen Unterbau für die Ver-
sorgung und Nutzung eines bestimmten Gebiets,7 also Einrich-
tungen, die wir alle brauchen, damit unser Leben funktioniert: 
etwa Behörden, Schulen, Bahnhöfe, Stromnetze, Wasserleitun-
gen, Glasfaserleitungen. Infrastruktur wird meist unterteilt 
in »technische Infrastruktur«, etwa Datennetze, Energie- und 
Wasserversorgung, sowie »soziale Infrastruktur« – dazu zählen 
Schulen, Krankenhäuser, Sport- und Freizeitanlagen oder kul-
turelle Einrichtungen.8

Infrastruktur bildet das Fundament einer freiheitlichen In-
dustriegesellschaft . Die Gemeinschaft  baut sie, damit alle Men-
schen sie nutzen können  – jede:r auf seine Weise, nicht alle 
gleich, einige gar nicht. Aber die Gemeinschaft  bezahlt, weil sie 
ohne Infrastruktur kollabieren würde.
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Wer betreibt und bezahlt die Infrastruktur?

Wichtige Teile der Infrastruktur zahlt und betreibt der Staat 
selbst, etwa Straßen, Schulen oder Behörden. Andere Teile der 
Infrastruktur überlässt der Staat Privatunternehmen, macht 
ihnen aber gewisse Vorgaben, zum Beispiel für Strom- und 
Kommunikationsnetze. Für die staatliche Infrastruktur sind ver-
schiedene föderale Ebenen verantwortlich: Kommunen betrei-
ben und bezahlen beispielsweise Schwimmbäder und Parks; 
Länder sind zuständig für Polizei und Krankenhäuser; der Bund 
plant, baut und bezahlt unter anderem die Autobahnen sowie 
viele Wasserstraßen, Brücken und Bahngleise.

Infrastruktur kostet Geld, sowohl beim Bau als auch im lau-
fenden Betrieb. Es fallen Kosten an für Strom und Löhne, aber 
auch für laufende Investitionen, die den Verfall verhindern und 
die Funktionsfähigkeit sichern sollen. Bahngleise müssen re-
pariert, aber auch mit digitaler Technik aufgerüstet werden, 
damit mehr Züge mit weniger Abstand schneller hintereinan-
derfahren können, um mehr Menschen und Güter zu transpor-
tieren als heute. Wird nicht investiert, häufen sich Infrastruktur-
schulden an, für die – ähnlich wie bei Euro-Schulden – eine Art 
Zins fällig wird. Investiert der Staat mäßig, aber kontinuierlich 
in den Erhalt von Gebäuden, Netzen und Wasserstraßen, blei-
ben die Infrastrukturschulden im Rahmen und damit auch die 
Kosten, um die Infrastruktur zu erhalten. Doch je länger eine 
Brücke nicht gewartet wird, desto teurer wird es, sie auf den 
neuesten Stand zu bringen. Im schlimmsten Fall muss eine Brü-
cke gar gesprengt oder eine Schule abgerissen und neu gebaut 
werden.

In den letzten Jahrzehnten hat Deutschland beachtliche Infra-
strukturschulden angehäuft , Tendenz explodierend. Das Deut-
sche Institut für Urbanistik befragt für sein »Kommunalpanel« 
im Auft rag der staatlichen KfW-Bank regelmäßig Kämmereien, 
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also die Haushaltsabteilungen in allen Landkreisen sowie in 
Städten und Gemeinden mit mehr als 2000 Einwohnern. Auf 
Basis dieser Umfrage erstellen die Forscher:innen eine repräsen-
tative Hochrechnung. Die kommunalen Finanzverantwortlichen 
listen unter anderem auf, wie viel sie in ihre Infrastruktur in-
vestieren müssten, wenn sie denn könnten, also etwa in Schulen, 
Straßen, Verwaltungsgebäude und den Katastrophenschutz. Der 
so ermittelte Investitionsrückstand summierte sich schon 2009 
auf 84 Milliarden Euro.9 Bis 2022 verdoppelte sich das Minus auf 
mehr als 165 Milliarden Euro10 – und das sind nur die nötigen, 
aber mangels Haushaltsmittel verschobenen Investitionen auf 
Ebene der Kommunen, also ohne die Länder und den Bund. Am 
meisten müsste nach dem Kommunalpanel 2023 in Schulen 
 investiert werden, denn hier schlummern fast 29 Prozent der 
kommunalen Infrastrukturschulden. Straßen bräuchten knapp 
ein Viertel der Summe, in Verwaltungsgebäude müssten gut 
zwölf Prozent der mehr als 165 Milliarden Euro fl ießen. Und 
diese Defi zite nehmen Jahr für Jahr zu, weil dauerhaft  viel weni-
ger Geld vorhanden ist, als notwendig wäre.

Und das ist nur der Sanierungsstau bei der kommunalen In-
frastruktur. Bundesweit sind die Zahlen noch viel höher, wie das 
Institut für Makroökonomie und Konjunkturforschung der ge-
werkschaft snahen Hans-Böckler-Stift ung und das arbeitgeber-
nahe Institut der deutschen Wirtschaft  errechneten: Jährlich 
sollten rund 45 Milliarden Euro gezielt investiert werden, zu-
sätzlich zu dem, was schon geplant ist – und zwar über mindes-
tens zehn Jahre. Mit insgesamt gut 450 Milliarden Euro könnte 
man bis 2030 nicht nur den Investitionsstau in den Kommunen 
aufl ösen, sondern auch dringend notwendige Fortschritte erzie-
len, etwa im Bildungssystem, bei Datennetzen sowie bei der De-
karbonisierung des Landes, also der Umstellung auf klimascho-
nende Technologien.11

Denn während viele sich noch überlegen, wie wir die Infra-
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strukturschulden der Vergangenheit tilgen, stehen schon die 
nächsten Investitionen an, um unsere Industriegesellschaft  kli-
maneutral aufzustellen. Diese Investitionen haben besondere 
Priorität, denn ohne Investitionen in Elektrolyse-Anlagen, Was-
serstoff netze, Windräder und Wärmedämmung lässt sich der 
Klimawandel nicht stoppen – und dann sind nicht nur Brücken 
gefährdet, sondern unser gesamtes Gesellschaft ssystem, wie der 
Spiegel-Journalist Jonas Schaible warnt.12 Für eine klimaneutrale 
Gesellschaft , inklusive nachhaltiger Energieerzeugung, digita-
lisierter Verwaltung, Verkehrswende und einem Bildungssys-
tem, das genügend Fachkräft e hervorbringt, werden wir also 
weitere Milliarden investieren müssen. Dieser epochale Kurs-
wechsel der Industriegesellschaft en verlangt ein extremes Maß 
an Koordination, Planung und politischer Führung. Investitio-
nen in Infrastruktur verlangen Weitsicht, Mut und gute Kom-
munikation. Disziplinen, in denen unsere Regierungen der letz-
ten zwei Jahrzehnte nicht zu den Besten zählten.

Infrastruktur-Apokalypse bei den Straßen

Die Rahmede-Talbrücke ist gesprengt, bleibt aber Symbol für 
die Misere der Infrastruktur im Verkehrsbereich. »In den alten 
Bundesländern wurde die überwiegende Zahl der heute vor-
handenen Ingenieurbauwerke in den Jahren 1965 bis 1985 er-
richtet«, heißt es in einer Dokumentation des Verkehrsministe-
riums.13 Ingenieurbauwerke sind Brücken, Tunnel und andere 
Strukturen, die groß genug sind, dass sie besonders genau auf 
statische Sicherheit geprüft  werden müssen. Die Rahmede-Tal-
brücke etwa wurde 1968 eröff net; in den 20 Jahren danach folg-
ten Tausende weitere Brücken und Tunnel. Doch ihre Instand-
haltung kam zu kurz – unter anderem aus diesem Grund sind 
viele von ihnen jetzt marode: Laut aktuellem Verkehrsinvesti-
tionsbericht der Bundesregierung sind rund 4500 Brücken in 
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Deutschland in »nicht ausreichendem« oder »ungenügendem« 
Zustand.14

Das Bröckeln begann nicht über Nacht. Jede der insgesamt 
knapp 40 000 Brücken in Deutschland wird alle sechs Jahre 
durch spezielle Fachleute in einer sogenannten Hauptprüfung an 
sämtlichen Bauteilen mit Spezialgeräten »visuell begutachtet«, 
also genau angeschaut. Drei Jahre später folgt eine erneute Prü-
fung.15 Dazu kommen jährliche »Besichtigungen« der äußeren 
Beschaff enheit und halbjährliche »Beobachtungen« der bekann-
ten und sichtbaren Schäden. Mit anderen Worten: Die Fachleute 
wissen stets sehr genau, in welchem Zustand welche Brücke ist. 
Damit wissen es auch die sogenannten Baulastträger, also jene 
öff entlichen Stellen, die für das Bauwerk verantwortlich sind.

Bundesstraßen und Autobahnen werden ähnlich aufwendig 
beobachtet, geprüft  und begutachtet. Für Straßen gibt es seit den 
1990er-Jahren ein von Bund und Ländern einheitlich angewen-
detes Verfahren. Für die »Zustandserfassung und -bewertung 
(ZEB)«16 fahren speziell ausgerüstete Messfahrzeuge alle zwei 
Jahre entweder die Autobahnen oder die Bundesstraßen ab, so-
dass jede Straße des Bundes alle vier Jahre an der Reihe ist. Sie 
erfassen den Zustand der Fahrbahnoberfl äche, fi nden Spurrin-
nen und Buckel, messen, wie gut Reifen an der Fahrbahn haft en 
und wie der Asphalt insgesamt aussieht. Die Daten fl ießen in 
den Verkehrsinvestitionsbericht des Bundesministeriums für 
Digitales und Verkehr ein. Stand 2020 bedürfen fast fünf Pro-
zent aller Bundesautobahnen »einer intensiven Beobachtung 
und einer vorrangigen Planung von Maßnahmen zur Verbesse-
rung der Gebrauchstauglichkeit«, ein weiteres knappes Prozent 
hatte zusätzlich »einen Gebrauchswert erreicht, bei dem die Ein-
leitung von verkehrsbeschränkenden oder baulichen Maßnah-
men geprüft  werden muss«.17 Bei Bundesstraßen liegen die An-
teile gar bei über 13  Prozent (beobachten) bzw. drei Prozent 
(Beschränkungen prüfen). Im Juni 2022 legte der Wissenschaft -
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liche Beirat beim Bundesministerium für Wirtschaft  und Klima-
schutz ein Gutachten vor mit dem Titel »Öff entliche Infrastruk-
tur in Deutschland: Probleme und Reformbedarf«. Darin heißt 
es, der »hohe Anteil der Bundesstraßen mit schlechtem oder 
sehr schlechtem Substanzwert« lege nahe, »dass in näherer Zu-
kunft  ein erheblicher Sanierungs- oder Neubauaufwand erfor-
derlich sein wird, wenn man deutliche Verschlechterungen ver-
meiden will«.18 Deutschlands Straßen sind also zu einem guten 
Teil hinüber – und von allein werden sie sich nicht erholen.

Gravierende Folgen für die Wirtschaft

Der Bau der neuen Brücke über die Rahmede soll 2026 begin-
nen. Bis dahin schleicht der umgeleitete Verkehr auf fast vierzig 
Kilometern über Landstraßen, die dafür nicht ausgelegt sind, 
daher überlastet werden und so ihrerseits viel schneller ver-
schleißen.19 Anwohner:innen leiden jahrelang unter Dreck, 
Lärm und Schwerlastverkehr.

Auch die Wirtschaft  spürt, dass der Staat über Jahrzehnte zu 
wenig für Instandhaltung und Reparatur von Brücken und Stra-
ßen ausgegeben hat. Die marode Infrastruktur bremst die Ener-
giewende, weil Schwerlasttransporter hunderte Kilometer 
Umweg fahren müssen, um bröselnde Brücken zu meiden. Im 
Sommer 2022 befragte das Institut der deutschen Wirtschaft  
(IW) im sogenannten IW-Trend Unternehmen in Deutschland, 
inwieweit sich Mängel in der Infrastruktur auf ihre Geschäft e 
auswirken. Danach sahen sich 2022 vier von fünf der befragten 
Firmen »regelmäßig durch Infrastrukturmängel in ihrer Ge-
schäft stätigkeit beeinträchtigt«.20 Die größten Probleme mach-
ten die »unzureichenden Straßennetze«.21 Auf Autobahnen, 
schreibt der Wissenschaft liche Beirat des Wirtschaft sministe-
riums, zeige sich über die letzten 16 Jahre »eine erhebliche Zu-
nahme der Staulänge«. 2002 hätten sich jährliche Staus noch auf 
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321 000 Kilometer summiert, 2018 waren es schon 1 528 000 Ki-
lometer – das Fünff ache.22 Das liegt nicht  allein am Zustand der 
Straßen, sondern auch am zunehmenden Verkehr. Ein Grund 
mehr, warum es klüger wäre, wenn Unternehmen ihre Trans-
porte auf die Schiene verlagerten.

Auch die Bahn ist ein Sanierungsfall

Doch auch das ist einfacher gesagt als getan, denn unsere Schie-
nenwege wurden seit Jahrzehnten noch mehr vernachlässigt als 
die Straßen (Details dazu fi nden sich im Kapitel zur Baustelle 
Bahn). »Die Eisenbahninfrastruktur ist in vielen Bereichen 
überaltert«, schreibt der Bundesrechnungshof im März 2023 in 
einem 33-seitigen Gutachten »zur Dauerkrise der Deutschen 
Bahn AG«, aus dessen Zeilen so viel Frust aufsteigt, wie er in 
behördlichen Texten selten zu fi nden ist.23 Die Bahn sei nach 
Jahren der Untätigkeit ein »Sanierungsfall«. Eigentlich ist er-
klärtes Ziel der Ampel, die Verkehrsleistung im Schienenperso-
nenverkehr bis zum Jahr 2030 zu verdoppeln. Das wird nicht zu 
machen sein, schreiben die Rechnungsprüfer, auch wegen der 
maroden Bahn-Infrastruktur. Ein ebensolches Fiasko drohe 
auch beim Güterverkehr. Die Gütersparte DB Cargo  erbringe 
»keinen messbaren Beitrag, Güterverkehre auf die Schiene zu 
verlagern«. Die Ampel strebt an, dass bis 2030 ein Viertel der 
gesamten Güter per Bahn transportiert wird. Auch das sei nicht 
zu schaff en, urteilen die Rechnungsprüfer. Schuld ist wiederum 
vor allem die vernachlässigte Infrastruktur.

Im Netzzustandsbericht an den Aufsichtsrat zeichnet auch 
der Chef der DB Netz AG ein düsteres Bild.24 Für den Bericht 
wurden erstmals die mehr als 33 000 Kilometer Gleise inklusive 
aller Brücken, Tunnel, Bahnübergänge, Stellwerke und Oberlei-
tungen mit Schulnoten bewertet. Die Bilanz: Über ein Viertel 
aller Weichen ist in schlechtem, mangelhaft em oder ungenügen-
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dem Zustand. Gleiches gelte für 22 Prozent der Oberleitungen, 
23  Prozent der Gleise, 42  Prozent aller Bahnübergänge und 
48 Prozent aller Stellwerke. Damit, so die Tagesschau, sei die 
Infrastruktur der Bahn in »deutlich schlechterem Zustand« als 
etwa die der Bahnen in Österreich oder der Schweiz, die ihre 
Infrastruktur seit Jahren mit Noten bewerten. Nötig sei eine 
»schnelle und umfassende Generalsanierung«, so der Chef der 
DB Netz AG – Kosten: rund 89 Milliarden Euro.

Wie konnte es so weit kommen? Und was ist zu tun? Mehr 
dazu im Bahn-Kapitel.

Wasserstraßen am Limit

Die nächste Großbaustelle sind Kanäle, Schleusen und schiffb  are 
Flüsse. In seinem Gutachten kommt der Wissenschaft liche Bei-
rat des Wirtschaft sministeriums zum Schluss: »Die Überalte-
rung der Infrastruktur ist bei den Wasserstraßen noch ausge-
prägter als bei den Bundesstraßen.«25 Wehre und Schleusen sind 
im Durchschnitt 65 Jahre alt, »einige der wichtigsten Anlagen 
stammen noch aus der Kaiserzeit«.26 Daher fallen sie oft  aus, mit 
der Folge, dass Wasserstraßen gesperrt werden müssen.

Auch das hat erhebliche wirtschaft liche Folgen. Rund zehn 
Prozent der Güter auf Binnenschiff en gehen etwa an die Che-
mieindustrie, eine der wichtigsten Branchen in Deutschland.27 
Als im Sommer 2022 viele Flüsse kaum Wasser führten, war die 
Stromversorgung in Gefahr, weil Binnenschiff e keine Kohle 
 liefern konnten. »Um die Binnenschiff fahrt funktionsfähig zu 
erhalten, ist es notwendig, mehr Verlässlichkeit bei der Infra-
struktur zu erreichen«, schreibt der Verband der deutschen Che-
mieindustrie.28 Der Wissenschaft liche Beirat des Wirtschaft s-
ministeriums betont daneben die Bedeutung der Binnenschiff e 
für den Klimaschutz: Um die klima- und energiepolitischen 
Ziele der Bundesregierung zu erreichen, müsse viel mehr Ver-
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kehr von der Straße auch aufs Wasser verschoben werden. Al-
lerdings sei eine solche Verlagerung »beim derzeitigen Ausbau 
der Wasserwege […] kaum möglich«.29

Die Probleme der deutschen Verkehrsnetze haben sich ange-
häuft , weil jahrelang zu wenig investiert wurde. Inzwischen stelle 
der Staat zwar mehr Geld zur Verfügung, das bringe aber nicht 
zwingend Besserung, analysiert das Institut der deutschen Wirt-
schaft .30 Denn das Geld werde durch steigende Baupreise auf-
gezehrt und führe daher nicht zu mehr Investitionen. Über Jahr-
zehnte angehäuft e Infrastrukturschulden verhalten sich auf 
unangenehme Weise ähnlich wie Euro-Schulden. Sie sind gefühlt 
immer dann akut und nicht mehr zu ignorieren, wenn auch an-
dere Probleme eskalieren. Denn es geht heute nicht mehr nur 
darum, ein paar Altlasten zu beseitigen – ein klimaneutrales Ver-
kehrssystem verlangt darüber hinaus Milliardeninvestitionen in 
neue Wasserwege, Gleise, Radwege und Ladesäulen.

Benötigte Investitionen in den Verkehr: 

 Ladesäulen und E-Autos

Nur wenige Aktivist:innen wie die Initiative »Berlin autofrei« 
möchten Autos weitgehend abschaff en.31 Ja, Autos nehmen zu 
viel Raum ein und sollten Platz machen für Menschen zu Fuß 
und auf dem Rad, aber das Auto wird trotzdem ein wichtiges 
Transportmittel bleiben, vor allem auf dem Land. Allerdings 
müssen die verbleibenden Autos elektrisch betrieben werden. 
Daher brauchen wir viel mehr Ladesäulen.

Wir sind für dieses Buch mit E-Autos quer durch Deutsch-
land gefahren und haben das Netz einem Praxistest unterzogen: 
Am Rande der Autobahnen fi ndet sich immer eine schnelle La-
desäule. Schon die Navigations-App kann berechnen, wann, wo 
und wie lange entlang der Route geladen werden sollte. Auf dem 
Land ist das Ladenetz hingegen deutlich löchriger und langsa-
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mer. Hier stehen immer noch überwiegend Normalladepunkte, 
also z. B. 22-kW-Stationen, an denen Vollladen mehrere Stunden 
dauern kann. Für Menschen auf der Durchreise ist das ein Pro-
blem, für Menschen, die auf dem Land wohnen, hingegen we-
niger, denn sie haben öft er die Möglichkeit, im Carport ihres 
Hauses eine Wallbox zu installieren, die das Auto nachts ent-
spannt lädt – womöglich mit Sonnenstrom vom eigenen Dach. 
Am schwierigsten ist die Lage in den Städten. Es gibt zu wenig 
Ladesäulen, und die vorhandenen sind oft  genug von Ver-
brennern zugeparkt. Ein ähnliches Problem droht aber auf den 
Fernstraßen und Autobahnen, wenn immer mehr E-Autos 
unterwegs sind, sofern das Netz nicht massiv ausgebaut wird.

Bis zu einer ausreichenden Lade-Infrastruktur ist es noch ein 
weiter Weg. Das Ladesäulenregister der Bundesnetzagentur 
nennt genau 72 441 Normalladepunkte und 15 875 Schnelllade-
punkte, die am 1. April 2023 in Betrieb waren,32 zusammen also 
knapp 100 000. Wenn man sich überlegt, dass zu Beginn des 
Jahres 2023 in Deutschland mehr als 60 Millionen Kraft fahr-
zeuge zugelassen waren, davon rund 49 Millionen Pkw,33 die in 
den nächsten Jahren überwiegend auf E-Antrieb umgestellt wer-
den müssen, wird schnell klar, dass die derzeit 0,1 Millionen 
öff entlichen E-Ladepunkte bei Weitem nicht ausreichen. Nun 
werden nicht alle Fahrzeuge gleichzeitig geladen, aber  einige 
Millionen Lademöglichkeiten daheim und unterwegs werden 
wir sicher brauchen – sofern Deutsche nicht massenhaft  aufs 
Auto verzichten. Und danach sieht es nicht aus: Zuletzt nahm 
die Autodichte sogar zu.34

Im Oktober  2022 stellte Bundesverkehrsminister Volker 
Wissing den »Masterplan Ladeinfrastruktur II« vor. Sein Ziel ist 
es, eine Million öff entlicher Ladepunkte bis 2030 zu bauen. Das 
ist angesichts des absehbaren Bedarfs ein eher bescheidenes Ziel. 
Aber immerhin: Im Plan enthalten sind »68 konkrete Maßnah-
men und Lösungsansätze, versehen mit Zuständigkeit und Fris-



27

ten«.35 Wissings Slogan lautet: »Laden wird so einfach wie Tan-
ken!«36 Selbst wenn das gelingt, billig wird der Ausbau einer 
Ladeinfrastruktur nicht. Martin Robinius vom Forschungszen-
trum Jülich und Kolleg:innen der RWTH Aachen schätzen, dass 
das über 50 Milliarden Euro kosten wird – für 20 Millionen 
Fahrzeuge.37 Zugelassen sind heute jedoch insgesamt mehr als 
doppelt so viele Fahrzeuge. Die Ladeinfrastruktur dürft e also 
eher 100 Milliarden Euro kosten. Und natürlich muss der ganze 
Strom grün sein, was entsprechende Investitionen in Solaranla-
gen oder in Windkraft anlagen erfordert.

Benötigte Investitionen in die Energiewende: 

Redispatch und die Stromnetze

Für den schnelleren Ausbau von Wind- und Sonnenstromanla-
gen hat die Ampel wichtige Weichen gestellt, auch wenn es noch 
zu langsam vorangeht (siehe Kapitel zur Windkraft ). Doch auch 
wenn südliche Bundesländer hier mehr ausbauen und Strom zu-
nehmend dezentraler, sprich direkt am Ort des Verbrauchs pro-
duziert wird, bleibt eine große Baustelle bestehen: Sauberer 
Strom vom Meer und aus windigen Gebieten in Norddeutsch-
land muss in die Industriegebiete im Westen und Süden trans-
portiert werden. Dafür gibt es bisher zu wenige Höchstspan-
nungsleitungen – und diese fehlende Infrastruktur bremst die 
Wende zur klimaneutralen Gesellschaft  aus: Bei frischem Wind 
kann Ökostrom im Norden oft  nicht ins Netz gespeist werden, 
weil es sonst überlastet würde. Die Windräder werden daher 
vom Netz genommen. Weil Fabriken im Süden aber trotzdem 
Strom benötigen, müssen dort Gaskraft werke hochgefahren 
werden. Der Fachbegriff  dafür heißt »Redispatch« – und das ist 
so teuer wie umweltschädlich.

Wie können wir das lösen? Wir müssen Strom sparen und 
viel effi  zienter nutzen. Doch selbst dann werden wir in den kom-
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menden Jahren viel mehr elektrische Energie benötigen als 
heute, vor allem, wenn Verkehr und Industrie auf Strom um-
steigen. Lokale Stromerzeugung vor Ort durch Windräder und 
Fotovoltaik-Anlagen kann einen wichtigen Beitrag leisten, um 
die Stromnetze zu entlasten. Dennoch führt an mehr Stromlei-
tungen von Norden nach Süden kein Weg vorbei. In den kom-
menden Jahren müssen »mehr als 10 000 km im Übertragungs-
netz optimiert, verstärkt oder neu gebaut werden«, heißt es im 
Netzentwicklungsplan der Bundesregierung.38 Geschätzte In-
vestitionskosten:39 etwa 61 Milliarden auf dem Festland und bis 
zu 24 Milliarden off shore, zusammen also rund 85 Milliarden 
Euro.

Benötigte Investitionen in Energie: 

Wasserstoff und Digitalisierung

Grüner Strom wird der wichtigste Energieträger einer klima-
neutralen Gesellschaft  sein. Man kann Verbrennerautos durch 
E-Autos und fossile Gebäudeheizungen durch Wärmepumpen 
ersetzen, aber damit wirklich CO2 eingespart wird, statt die 
Emissionen nur zu verlagern, muss der nötige Strom seinerseits 
CO2-neutral hergestellt werden, also »grün« sein. In Bereichen, 
die nicht direkt zu elektrifi zieren sind, etwa bestimmte Teile der 
Industrie, wird Wasserstoff  als Brennstoff  oder als Rohstoff  eine 
zentrale Rolle spielen. Hier stellt sich dieselbe Frage: Wie wird 
dieser Wasserstoff  hergestellt? Damit er CO2-Emissionen ein-
spart und diese nicht nur an einen anderen Ort verlagert, muss 
auch er mit grünem Strom hergestellt werden.

Wasserstoff  lässt sich außerdem wie eine Batterie einsetzen. 
Ist zu viel grüner Strom vorhanden, kann man ihn verwenden, 
um Wasser in Wasserstoff  und Sauerstoff  zu spalten. Dieser 
grüne Wasserstoff  kann dann gespeichert, transportiert, bei Be-
darf verbrannt oder wieder in Strom umgewandelt werden. 



29

Idealerweise geschieht das direkt vor Ort, im Windpark – dann 
spart man nämlich gleich einen Teil der sonst nötigen Kapazität 
für Stromleitungen ein. Die Geräte, mit denen man Wasserstoff  
herstellen kann, nennt man Elektrolyseure. Die Ampel-Regie-
rung will laut Koalitionsvertrag Elektrolyseure mit einer Ka-
pazität von zehn GW ans Netz bringen.40 Davon sind wir aktuell 
noch weit entfernt – und auch zehn GW werden den Wasser-
stoffb  edarf der deutschen Industrie nicht decken.

Daher wird Deutschland auf Jahrzehnte sehr viel Wasserstoff  
importieren müssen. Zwar können die vorhandenen Gasnetze 
teilweise dafür genutzt werden,41 aber sie müssen aus- und um-
gebaut werden, was erneut hohe Investitionen erfordern wird.

D-Offl ine

Wer mitten in der Hauptstadt einer der führenden Industriena-
tionen immer mal wieder die E-Mails nicht checken kann, weil 
das Handynetz so schlecht ausgebaut ist, dass es dort nur die Ur-
alt-Technik EDGE anbietet, fragt sich schon, ob unser Land für 
die Zukunft  gerüstet ist. In der Unternehmensbefragung des In-
stituts der deutschen Wirtschaft  gaben 2018 72 Prozent der Ant-
wortenden an, »Infrastrukturmängel im Kommunikationsnetz 
beeinträchtigten ihre aktuellen Geschäft sabläufe«. Fünf Jahre 
zuvor waren es noch 64 Prozent gewesen.42 Es wird also nicht 
besser, im Gegenteil, der Trend geht in die falsche Richtung. Mit 
jeder neuen Technologie, von 3G über LTE bis hin zu 5G, ver-
größert sich der Rückstand, weil die Unternehmen jedes Mal aufs 
Neue nicht genug in den Ausbau der Sendemasten investieren.

Vermutlich liegt der Frust bei der Wirtschaft  auch daran, dass 
inzwischen nicht nur nervtötende Funklöcher die Geschäft e be-
hindern, sondern auch fehlende Glasfaseranschlüsse. Die Deut-
sche Telekom setzte viele Jahre lang auf die veraltete DSL-Tech-
nik und verbummelte den Ausbau von Glasfaserleitungen. Nun 
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da die DSL-Anschlüsse angesichts stetig wachsender Datenmen-
gen endgültig ans Limit kommen, rächt sich das: Firmen spüren 
den D-Offl  ine-Eff ekt immer deutlicher – mobil und im Büro.

Infrastruktur in Deutschland: 

Tendenz zerbröselnd

Was wir als Bürger:innen und Unternehmer:innen an allen 
Ecken und Enden im Alltag erleben, spiegelt sich im »Global 
Competitiveness Report«:43 Deutschlands Infrastruktur ist hier-
nach zwar aktuell noch ausreichend, aber auf dem absteigenden 
Ast. Diesen Report gibt das Weltwirtschaft sforum (WEF) regel-
mäßig heraus, um die Wettbewerbsfähigkeit einzelner Volks-
wirtschaft en zu vergleichen. Darin wird unter anderem die Qua-
lität der Infrastruktur in verschiedenen Ländern in einem 
Punktesystem bewertet, das unter anderem auf der subjektiven 
Einschätzung von Führungskräft en beruht, die Noten von 1 
(»sehr schlecht«) bis 7 (»sehr gut«) vergeben.

In seinem Gutachten analysiert der Beirat des Wirtschaft s-
ministeriums diese Infrastruktur-Einschätzungen der Jahre 
2006 bis 2018 und stellt fest, dass die Bewertungen »in allen Be-
reichen (Straße, Schiene, Flughäfen, Häfen, Stromversorgung) 
oberhalb von 5 liegen«,44 die Infrastruktur also nach Einschät-
zung der Führungskräft e noch halbwegs leistungsfähig ist. Es 
zeige sich aber »eine Verschlechterung in allen Bereichen«. 2007 
lag Deutschland in der Disziplin Infrastruktur noch auf dem 
dritten Platz. 2018 war es auf Platz zwölf abgerutscht.45 Im aktu-
ellen Report des WEF von 2020 wird vor allem das Zurückfallen 
Deutschlands bei »relevanten digitalen Fähigkeiten« betont – 
also der Umgang der Arbeitskräft e mit Computern. Während 
etwa Ägypten, Bulgarien und Tansania in diesem Bereich die 
größten Fortschritte machten, schneidet Deutschland immer 
schlechter ab.46
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Regierungen haben sich verkalkuliert

So sparsam, wie wir in den letzten Jahrzehnten in die öff entliche 
Infrastruktur investiert haben, wird das mit der klimaneutralen 
Republik nichts werden – und Deutschland verliert im inter-
nationalen Wettbewerb der Standorte den Anschluss. Um auf-
zuholen, müssen wir ab sofort und Jahr für Jahr Hunderte Mil-
liarden Euro zielgerichtet einsetzen. Damit das in Zukunft  
besser funktioniert, müssen wir erkennen, was in der Vergan-
genheit schiefgelaufen ist. Warum wurden Brücken, Straßen, 
Schienen, Schleusen, Wehre nicht frühzeitig repariert, sodass sie 
im Livestream wegen Baufälligkeit gesprengt werden müssen? 
Warum wurde insgesamt schlicht zu wenig investiert? »Der 
Rückgang der jährlichen öff entlichen Investitionen zwischen 
1980 und 2005«, so der Wissenschaft liche Beirat des Wirtschaft s-
ministerium, »dürft e im Wesentlichen haushaltspolitisch be-
dingt gewesen sein.«47 Statt langfristig zu investieren, haben die 
Regierungen der letzten Jahrzehnte gespart, »bis es quietscht«, 
wie es der ehemalige Berliner Regierende Bürgermeister Klaus 
Wowereit ausdrückte.48 Doch das war ausgesprochen kurzsich-
tig, denn aus lauter Sorge um den Haushalt wurde der Nutzen 
von Investitionen in politischen, administrativen und gericht-
lichen Entscheidungsprozessen regelmäßig zu gering und deren 
Kosten als zu hoch eingeschätzt, wie es im Gutachten des Wis-
senschaft lichen Beirats heißt. Jahrzehntelang erschien es sinn-
voller, Staatsschulden abzubauen und Ausgaben zu kürzen, als 
in Infrastruktur zu investieren.

Der langfristige Nutzen von Infrastruktur 

zahlt sich politisch kaum aus

Allerdings ist das mit den Investitionen für Politiker:innen gar 
nicht so einfach. Denn während die Kosten sofort zu Buche 
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schlagen und für alle sichtbar sind, stellt sich der Nutzen von 
Investitionen oft  erst nach vielen Jahren ein – wenn die investie-
renden Politiker:innen damit keine Stimmen mehr gewinnen 
können, weil ihre Karrieren längst beendet sind. Das lässt es 
wenig attraktiv erscheinen, Wähler:innen von der Notwendig-
keit von Investitionen zu überzeugen. Vor allem, wenn die Kas-
sen leer sind und Sparen der allgemeine Imperativ zu sein 
scheint, ist es verlockend und kurzfristig politisch vorteilhaft , 
Investitionen aufzuschieben.

Das hat viel zu tun mit unserer Art, Aufmerksamkeit zu ver-
teilen. Der Ökonom Martin Hellwig, lange Zeit Direktor am 
Max-Planck-Institut zur Erforschung von Gemeinschaft sgütern, 
argumentiert, die Debatte über Investitionen in Infrastruktur sei 
entweder zu allgemein, sodass sich niemand betroff en fühlt, 
oder zu spezifi sch, sodass sich nur sehr wenige betroff en fühlen. 
Für den Wahlkampfslogan »Mehr Erhaltungs- und Ersatzinves-
titionen jetzt!« braucht es Mut. Geht es hingegen um Renten-
erhöhungen und Steuererleichterungen, fühlten sich große Mas-
sen angesprochen, entsprechend groß sei die Aufmerksamkeit.49

Angemessene Aufmerksamkeit und die entsprechende Be-
wertung von Infrastrukturausgaben werden zusätzlich durch 
deren zeitliche Dimension erschwert: Die langen Zeiträume pas-
sen nicht zum Rhythmus der Bewertung politischer Leistung 
durch Wahlen. Monsterbaustellen wie die Sanierung der Gleis-
netze oder das Bildungssystem sind in den vier Jahren einer Le-
gislaturperiode nicht zu stemmen. Die Kosten schlagen kurz-
fristig zu Buche, der versprochene Nutzen hingegen wird auf 
Jahre kaum spürbar sein. Auch im folgenden Jahr warten wir 
wahrscheinlich noch auf unpünktliche Züge. Wenn sich dann in 
zehn oder zwanzig Jahren die Pünktlichkeitswerte womöglich 
verbessert haben, sind die politisch dafür Verantwortlichen 
längst im Ruhestand.

Neben der Aufmerksamkeitsökonomie und der Langfristig-
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keit von Investitionen wird die politisch sinnvolle Bewertung 
von Investitionen erschwert durch mangelnde Repräsentanz 
junger Menschen. Denn wenn der Nutzen von Infrastrukturaus-
gaben erst in einigen Jahren zu verbuchen sein wird, sollten über 
Brücken, Wasserstoff netze und neue Glasfaserleitungen auch 
jene abstimmen, die zahlen, sondern auch jene, die sie am längs-
ten nutzen werden. Durch den demografi schen Wandel, die Al-
terung der Gesellschaft  und das fi xe Mindestwahlalter von 
18 Jahren wird jedoch die Gruppe der alten Wähler:innen immer 
größer: Fast 60  Prozent der Wahlberechtigten waren zuletzt 
über 50 Jahre alt.50 Sprich, das Wahlrecht und die Alterung der 
Gesellschaft  mehrt die Macht derer, die Infrastruktur nur relativ 
kurz nutzen werden. Wohingegen jene Macht verlieren, die 
Schulen, Brücken und Schienen vielleicht sogar sehr gern be-
zahlen, weil sie selbst davon auch profi tieren. Für Infrastruktur-
Investitionen sind das keine guten Voraussetzungen.

Mehr politische Rendite können Politiker:innen zumindest 
kurzfristig erzielen, wenn sie das Geld in spektakuläre Leucht-
turmprojekte stecken. Deren langfristiger Nutzen mag über-
schaubar sein, die kurzfristige Aufmerksamkeit hingegen ist 
 sicher. Hinzu kommt, dass der Nutzen von Investitionen syste-
matisch unterschätzt wird, meint der Volkswirtschaft ler Martin 
Hellwig51 in einem Aufsatz für das Magazin der Heinrich-Böll-
Stift ung.52

Doch warum ist das so? Laut Hellwig komme der Staat in 
Politik und Medien vor allem dann vor, wenn es um Steuern 
oder Sozialleistungen gehe: »Diese Th emen bewegen Millionen, 
alle sind unmittelbar von ihnen betroff en, mit ihnen werden 
Wahlen – und Zuschauerquoten im Fernsehen – gewonnen und 
verloren.«53 Deshalb würden die Infrastrukturleistungen »zer-
quetscht zwischen dem Druck der Steuersenkungen und dem 
Druck der Sozialleistungen«. Wie könnte man nun die Wert-
schätzung für solche Güter politikwirksam zum Th ema der öf-
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fentlichen Diskussion machen? Hellwigs Empfehlung: »Wir 
müssen uns darauf zurückbesinnen, dass der Staat nicht nur für 
Sozialleistungen zuständig ist, sondern auch für öff entliche 
Güter, von der Sicherheit und dem Rechtswesen über Bildung 
und Kultur bis zur Verkehrsinfrastruktur.«54

Doch dieser Bewusstseinswandel hin zu mehr Wertschätzung 
für Investitionen in Infrastruktur ist aus vielerlei Gründen eine 
komplexe Aufgabe. So werden öff entliche Leistungen nicht 
immer von jenen bezahlt, die diese Leistung nutzen. Ob Parks, 
Schwimmbäder oder Straßen: Nicht alle Menschen nutzen diese 
Einrichtungen. Die Nützlichkeit von Investitionen lässt sich hier 
also nicht so leicht nachweisen wie im Privaten, wo Menschen 
für eine Dienstleistung oder eine Ware zahlen, und den Nutzen, 
den sie dieser Ware beimessen, in Euro und Cent ausdrücken.

Die Unterbewertung der Infrastruktur dürft e zu einem guten 
Teil auch darin wurzeln, wie Menschen ausdrücken, was ihnen 
öff entliche Leistungen wert sind. Sie können das nämlich nicht 
direkt über den Preis tun, den sie zu zahlen bereit sind, sofern 
der Staat nicht ausnahmsweise eine Gebühr für die Nutzung 
einer öff entlichen Einrichtung erhebt. Die Bewertung von Infra-
struktur erfolgt nur indirekt, nämlich über Wahlen. Das sei zwar 
immer noch der beste Weg, Feedback der Bürger:innen ein-
zuholen, meinen führende Ökonom:innen, weil Kosten und 
Nutzen öff entlicher Güter durch den Markt nicht sinnvoll zu 
messen seien,55 aber der Zusammenhang zwischen einer sanier-
ten Eisenbahnstrecke und der Wahlentscheidung für eine be-
stimmte Partei ist so diff us, dass es sich politisch kaum auszahlt, 
die Sanierung voranzutreiben.

Neben bestimmten Eigenschaft en von Investitionen in Infra-
struktur tragen aber auch politische Strukturen dazu bei, dass 
viel zu wenig investiert wird. Der wissenschaft liche Beirat des 
Wirtschaft sministeriums sieht vor allem zwei Problemfelder, die 
sinnvolle Investitionen in öff entliche Infrastruktur behindern: 
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die fi nanzielle Situation der Kommunen und die Rahmenbedin-
gungen für Investitionen.56

Arme Kommunen können nicht 

so investieren wie nötig

Eine zentrale Ursache für den miserablen Zustand großer Teile 
der deutschen Infrastruktur sieht der wissenschaft liche Beirat 
darin, dass viele Kommunen, also Landkreise, Städte, Gemein-
den und Bezirke, schlicht zu wenig Geld zur Verfügung haben. 
Doch sie sind es, die bestimmen, ob eine Schule saniert wird, ob 
mehr Busse, Straßenbahnen oder U-Bahnen fahren sollen und 
ob ein neues Schwimmbad gebaut wird. Sind die Kassen leer, 
wird gespart. Dabei greift  es zu kurz, den klammen Kommunen 
vorzuhalten, sie müssten besser wirtschaft en: Kommunen kön-
nen ihre Kassenlage nur zu einem sehr geringen Teil selbst 
 beeinfl ussen, weil sie auf ihre Einnahmen kaum und auf die 
Ausgaben nur teilweise Einfl uss nehmen können. Die Steuerein-
nahmen der Kommunen stammen zum Großteil aus der Gewer-
besteuer, die stark mit der Konjunktur schwankt. Der Rest der 
kommunalen Einnahmen stammt zu einem guten Teil aus der 
Einkommenssteuer, bei deren Verteilung die Kommunen jedoch 
nicht mitreden dürfen. Sie können letztlich nur hoff en, dass 
Bund und Länder auf eigene Einnahmen verzichten und statt-
dessen den Kommunen einen ausreichenden Anteil am Steuer-
aufk ommen zuweisen.

Auf der Ausgabenseite sind die Spielräume der Kommunen 
ähnlich eng: Sie haben sehr viele gesetzlich zwingende Ausga-
ben, die sie ebenfalls nicht beeinfl ussen können, beispielsweise 
für das Bürgergeld. Daher sitzen viele Kommunen zwischen 
Baum und Borke, sodass der Anreiz hoch ist, da zu sparen, wo 
Ausgaben nicht zwingend gesetzlich festgelegt sind – vor allem 
eben bei Investitionen in Infrastruktur: Die am stärksten über-
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schuldeten Kommunen, darunter die Städte Pirmasens und Kai-
serslautern sowie mehrere Städte im Ruhrgebiet, weisen gleich-
zeitig die niedrigsten Investitionsquoten auf, wie der 
Wissenschaft liche Beirat des Wirtschaft sministeriums fest-
stellt.57 Alleine könnten die betroff enen Kommunen ihre Schul-
denlast nicht abtragen.58 Daher müssten die Städte von Belas-
tungen befreit werden, über die diese nicht selbst bestimmen 
können.59

Der kommunale Geldmangel führt 

in einen Teufelskreis

Wenn Kommunen das Geld ausgeht, sparen sie oft  am Verwal-
tungspersonal. Beispielsweise haben die Kommunen zwischen 
1995 und 2015 in den Bereichen Bau, Wohnungswesen und Ver-
kehr die Zahl ihrer Vollzeitkräft e de facto um etwa 40 Prozent 
reduziert.60 Das führt in einen Teufelskreis: Wenn Stellen in 
Bauämtern aus Geldnot gestrichen werden und jahrelang un-
besetzt bleiben, führt das zu schlechterer Planung, schlechterer 
Bauüberwachung, mehr Fehlern und höheren Baukosten. Ohne 
die nötigen Fachkräft e sind viele Kommunen nicht mehr in der 
Lage, »umfangreiche Bauinvestitionen ohne große Verzögerun-
gen zu planen und durchzuführen«, wie der Wissenschaft liche 
Beirat schreibt.61 Selbst wenn also ausreichend Geld für Investi-
tionen bereitstehen sollte, kann es oft  nicht ausgegeben werden, 
weil es an den nötigen Fachkräft en fehlt.

Das ist für viele Kommunen und Landkreise besonders bitter, 
weil der Bund in den letzten Jahren mehrfach kurzfristig Geld 
aus sogenannten Sondervermögen bereitgestellt hat, um Inves-
titionsprojekte zu fördern.62 Arme Kommunen profi tieren hier-
von aber oft  gar nicht, weil sie nicht mehr das nötige Personal 
haben, um das Geld überhaupt ausgeben zu können.
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Der Staat investiert zum falschen Zeitpunkt

Neben dem armutsbedingten Personalmangel wirkt noch eine 
politische Dynamik, die der kontinuierlichen Sanierung der In-
frastruktur in Deutschland im Weg steht: Wenn der Staat in 
 Infrastruktur investiert, dann meist zum falschen Zeitpunkt – 
nämlich, wenn gerade Geld in der Kasse ist. Warum das falsch 
ist? Gerade bei Gemeinden, die überwiegend von Grund-, Ge-
werbe- und Einkommenssteuer leben, steigen die Einnahmen, 
wenn die Konjunktur insgesamt gut läuft . Genau dann ist aber 
auch die Nachfrage der Wirtschaft  und der Bevölkerung nach 
Personal und Material am größten. In diesen Phasen sind also 
Fachleute und Baustoff e nicht nur schwerer zu bekommen, son-
dern auch besonders teuer.

Dieser Eff ekt könnte abgefedert werden, wenn öff entliche 
Stellen stattdessen antizyklisch investierten, also gegensätzlich 
zur Entwicklung der übrigen Wirtschaft . Bund, Länder und 
Kommunen sollten besonders dann investieren, wenn es der 
Wirtschaft  nicht so gut geht. Dann wäre allen geholfen: Die 
Wirtschaft  würde in der Flaute besonders von öff entlichen Auf-
trägen profi tieren, Arbeitsplätze könnten erhalten werden, und 
der Staat würde von kurzen Lieferzeiten und niedrigen Preisen 
profi tieren.

Doch dazu müssten öff entliche Auft raggeber die entspre-
chenden Milliarden gerade dann in Infrastruktur investieren 
können, wenn die Wirtschaft  stagniert und die Steuereinnah-
men überschaubar sind. Wenn die Investitionen nicht aus Steu-
ern zu bezahlen sind, bleiben zur Finanzierung nur Kredite. 
Aber um die Staatsverschuldung tobt seit vielen Jahren ein er-
bitterter Streit.
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Woher soll das Geld kommen? 

Schuldenbremse und Schwarze Null

Der politische Diskurs in Deutschland wurde spätestens seit den 
1990er-Jahren von der Vorstellung bestimmt, dass Staatsschul-
den generell von Übel seien und zumindest gedeckelt, wenn 
nicht ganz eliminiert werden müssten. Aus diesem Gedanken 
wurde die sogenannte »Schuldenbremse« geboren, die schließ-
lich 2011 ins Grundgesetz aufgenommen wurde.63 Artikel 109 
schreibt seitdem verbindlich vor, dass der Bund – von engen 
Ausnahmen abgesehen – pro Jahr nicht mehr als 0,35 Prozent 
des Bruttoinlandsprodukts an neuen Schulden aufnehmen 
darf.64 Wenn die Steuereinnahmen also in einem Jahr voraus-
sichtlich nicht reichen, um alle geplanten Projekte zu bezahlen, 
darf der Bund sich zwar Geld leihen, aber nicht mehr als 
0,35 Prozent des Bruttoinlandsprodukts, also des Gesamtwerts 
aller Waren und Dienstleistungen, die die deutsche Volkswirt-
schaft  zuletzt im Jahr produziert hat.65 2019 hätte die Schulden-
bremse zum Beispiel neue Schulden von zwölf Milliarden Euro 
erlaubt.

Die Regelung der Schuldenbremse im Grundgesetz erlaubt, 
dass der Bundestag in Krisenzeiten die Obergrenze für neue 
Schulden aufh ebt. Er muss jedoch zugleich einen Plan aufstellen, 
wie diese neuen Schulden »konjunkturgerecht« zurückgezahlt 
werden. Der Bundestag machte von dieser Möglichkeit wegen 
der Folgen der Corona-Pandemie und danach wegen des russi-
schen Überfalls auf die Ukraine Gebrauch. So nahm die Bundes-
regierung 2022 neue Kredite in Höhe von rund 115 Milliarden 
Euro auf66 – deutlich mehr, als die Grundregel der Schulden-
bremse im Grundgesetz erlaubt.

Die Ausnahme von der Schuldenbremse ergibt Sinn, denn in 
Krisenzeiten ist die feste Deckelung neuer Schulden nicht hilf-
reich. Hätte der Bund die Folgen der Corona-Pandemie nicht 


